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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Nachversicherung landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer in der gesetzlichen Rentenversicherung 
(Antrag der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Landwirtschaftliche Unternehmer im Alter von 30 bis 55 Jahren, 
die ihren Hof abgeben und eine versicherungspflichtige abhän- 
gige Tätigkeit aufnehmen, können heute in der Regel kaum 
eine ausreichende Altersvorsorge erreichen. Eine Möglichkeit 
der Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung 
besteht für diesen Personenkreis zur Zeit nicht. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf soll unter bestimmten Voraussetzungen 
landwirtschaftlichen Unternehmern die Möglichkeit geben, sich 
bei Aufgabe ihrer landwirtschaftlichen Tätigkeit und Aufnahme 
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung bis 1956 nachzuversichern. 


C. Alternative 

Keine 


D. Kosten 

Die jährlichen Kosten der Nachversicherung belaufen sich 
schätzungsweise 

1970 für den Bund auf rund 4,5 Millionen DM 

1971 auf rund 18,0 Millionen DM 

1972 und folgende auf rund 42,0 Millionen DM. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Nachversicherung landwirtschaftlicher Unternehmer 
in der gesetzlichen Rentenversicherung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. Nach § 1232 wird folgender § 1232 a eingefügt: 

„§ 1232 a 

(1) Ein landwirtschaftlicher Unternehmer im 
Sinne des § 1 des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 14. September 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1448), zuletzt geändert durch das Vierte Gesetz 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über 
eine Altershilfe für Landwirte vom 29. Juli 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1017) ist auf Antrag in der 
Arbeiterrentenversicherung oder Angestellten- 
rentenversicherung nachzuversichern, wenn 

a) er das 30. Lebensjahr vollendet und das 55. 
Lebensjahr noch nicht überschritten hat, 

b) er für mindestens 60 Kalenderinonate Bei- 
träge an die Landwirtschaftliche Alterskasse 
gezahlt hat, 

c) er seine landwirtschaftlichen Unternehmen 
zum Zwecke der Strukturverbesserung nach 
§ 42 Abs. 1 des Gesetzes über eine Alters- 
hilfe für Landwirte abgegeben hat, 

d) er während der fünf Jahre, die der Abgabe 
vorausgegangen sind, nicht in der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter, der Rentenversiche- 
rung der Angestellten oder der Knappschaft- 


lichen Rentenversicherung versicherungs- 
pflichtig gewesen ist, 

e) er innerhalb von drei Jahren nach der Ab- 
gabe seiner landwirtschaftlichen Unterneh- 
men oder nach Beendigung einer Umschu- 
lungsmaßnahme in der Rentenversicherung 
der Arbeiter, der Rentenversicherung der 
Angestellten oder der Knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung versicherungspflichtig wird. 

(2) Landwirtschaftliche Unternehmer im Sinne 
des § 1 können auf Antrag für die Zeit nach dem 
31. Dezember 1955 freiwillige Beiträge nachent- 
richten, soweit diese Zeit nicht mit Pflichtbeiträ- 
gen oder freiwilligen Beiträgen belegt ist. 

(3) Die Zeit, für die im Wege der Nachver- 
sicherung Beiträge nachentrichtet worden sind, 
steht einer rentenversicherungspflichtigen Be- 
schäftigungszeit gleich." 

2. Nach § 1402 wird folgender § 1402 a eingefügt: 

„§ 1402 a 

(1) Im Falle des § 1232 a sind Beiträge durch 
den Bund und durch den landwirtschaftlichen 
Unternehmer je zur Hälfte zu entrichten. 

(2) Der Berechnung der Beiträge ist das auf 
den Zeitraum, für den die Beiträge zu entrichten 
sind, berechnete durchschnittliche Bruttoarbeits- 
entgelt aller Versicherten der Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter, der Angestellten und der 
Knappschaftlichen Rentenversicherung ohne Lehr- 
linge und Anlernlinge im Sinne des § 1255 Abs. 6 
Satz 2 zugrunde zu legen. Die Beiträge sind auf 
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der Basis des Beitragssatzes zu entrichten, der 
im Zeitpunkt der Nachentrichtung gilt. 

(3) Die nachzuentrichtenden Beiträge gelten als 
rechtzeitig entrichtete Pflichtbeiträge. Der Eintritt 
des Versicherungsfalles steht der Entrichtung der 
Beiträge nicht entgegen. 

(4) Der Bund entrichtet die Beiträge unmittel- 
bar an die Träger der Rentenversicherung. 


Artikel 2 

§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 25. Februar 1970 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Der Gesetzentwurf bezweckt die Nachversicherung 
für landwirtschaftliche Unternehmer im Alter von 30 
bis 55 Jahren, die im Rahmen des Strukturwandels 
der deutschen Landwirtschaft ihre Betriebe zur Ver- 
besserung der Agrarstruktur abgeben. 

Der Strukturwandel der deutschen Landwirtschaft 
beschränkt sich nicht mehr nur auf die Übergabe von 
Betrieben im Rahmen des Generationswechsels und 
die Abgabe ausgesprochener Kleinbetriebe. Gleich- 
wohl sind die Widerstände landwirtschaftlicher Un- 
ternehmer, die jünger als 55 Jahre alt sind und des- 
halb nicht in den Genuß der landwirtschaftlichen 
Altershilfe und der Landabgaberente kommen kön- 
nen, gegen eine vorzeitige Abgabe ihrer Unterneh- 
men erheblich. Diese Widerstände entstehen aus der 
erklärlichen Befürchtung, daß durch die Aufnahme 
einer außerlandwirtschaftlichen Beschäftigung eine 
ausreichende Invaliditäts- und Altersversorgung, 
wie sie andere Arbeitnehmer besitzen, nicht mehr 
geschaffen werden kann. 

Der Strukturwandel ist aus agrarpolitischen und ge- 
samtwirtschaftlichen Erwägungen — vor allem im 
Hinblick auf die Überschußsituation in der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft — in den nächsten 
Jahren dringend erforderlich. 

Lim selbständigen Landwirten im Alter von 30 bis 
55 Jahren, die noch nicht in den Genuß der Alters- 
hilfe und der Landabgaberente kommen können, 
einen Anreiz zu geben, ihr Unternehmen abzugeben 
und eine außerlandwirtschaftliche Tätigkeit aufzu- 
nehmen, bietet sich ihre Nachversicherung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung an. 


II. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

1. Die Nachversicherung beschränkt sich nach dem 
Gesetzentwurf auf landwirtschaftliche Unterneh- 
mer im Sinne des Altershilfegesetzes. Es er- 
scheint nicht erforderlich, diese Begrenzung auf- 
zugeben, weil Landwirte, die einen landwirt- 
schaftlichen Betrieb unterhalb der Mindestgröße 
eines GAL-Betriebes bewirtschaften, in der Regel 
eine versicherungspflichtige Beschäftigung aus- 
üben. 

Die Vorschriften über die Voraussetzungen der 
Nachversicherung sind den Vorschriften des Al- 
tershilfegesetzes angeglichen. 

Die Begrenzung nach unten auf die Vollendung 
des 30. Lebensjahres ergibt sich daraus, daß sich 
in diesem Lebensalter im allgemeinen die Hof- 


übergabe vollzogen hat. Die Aufgabe des land- 
wirtschaftlichen Betriebes unterbleibt — auch 
wenn sie aus agrarstrukturellen und sozialen 
Gründen notwendig wäre — , weil die Betrof- 
fenen zu Recht befürchten, durch eine außer- 
landwirtschaftliche Tätigkeit nicht mehr eine 
angemessene Versorgung für den Fall der In- 
validität und des Alters, die der ihrer zukünf- 
tigen Arbeitskollegen gleichwertig ist, aufbauen 
zu können. Die aus sozialen Gründen notwendige 
Gleichstellung kann durch die Nachversicherung 
hergestellt werden. 

Dem Mißbrauch des Rechtes auf Nachversiche- 
rung — vor allem im Hinblick auf die in 
§ 1402 a vorgesehene Beitragsentrichtung durch 
den Bund — wirkt der Gesetzentwurf dadurch 
entgegen, daß die Nachversicherung nur mög- 
lich ist, wenn für mindestens 60 Kalendermonate 
Beiträge an die landwirtschaftliche Alterskasse 
gezahlt worden sind, wenn während der fünf 
Jahre vor der Betriebsabgabe keine rentenver- 
sicherungspflichtige Tätigkeit ausgeübt worden 
ist und wenn nach der Betriebsabgabe eine ren- 
tenversicherungspflichtige Tätigkeit aufgenom- 
men wird. 

Die Nachversicherung für die Zeit nach dem 31. 
Dezember 1955 entspricht der in Artikel 2 § 1 
Abs. 2 des Gesetzes zur Verwirklichung der 
mehrjährigen Finanzplanung des Bundes, II. Teil 
— Finanzänderungsgesetz 1967 — vom 21. De- 
zember 1967 (BGBl. I S. 1259) enthaltenen Be- 
stimmung über die Möglichkeit der Nachver- 
sicherung von Angestellten. 

2. Die Last der Nachversicherung für einen land- 
wirtschaftlichen Unternehmer trägt nach dem Ge- 
setzentwurf der Bund und der landwirtschaftliche 
Unternehmer je zur Hälfte. Dieser Vorschlag 
beruht auf der Erwägung, daß der Struktur- 
wandel der deutschen Landwirtschaft in den 
letzten Jahren aus gesamtwirtschaftlichen Über- 
legungen — vor allem durch die vorzeitige Ver- 
wirklichung des gemeinsamen Agrarmarktes — 
ausgelöst worden und im Interesse des weiteren 
Wachstums der industriell-gewerblichen Wirt- 
schaft zu beschleunigen ist. 

Durch die Vorschrift über die Berechnung der 
Nachversicherungsbeiträge soll sichergestellt 
werden, daß für die Nachversicherungszeit die 
durchschnittliche allgemeine Rentenbemessungs- 
grundlage erreicht wird. 

Zu Artikel 2 

Die Geltung des Gesetzes im Land Berlin folgt aus 

§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. 

Januar 1952. 
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Kosten 

Die Kosten für den Bund richten sich einerseits nach 
der Zahl der landwirtschaftlichen Unternehmer, die 
aus der Landwirtschaft ausscheiden werden und sich 
in der Rentenversicherung nachversichern; anderer- 
seits richten sich die Kosten nach der Summe der 
pro Antragsteller nachzuentrichtenden Beiträge. 

Die Zahl der landwirtschaltlichen Unternehmer, die 
die Nachversicherung in Anspruch nehmen werden, 
läßt sich nur schwer abschätzen. Unter Berücksich- 
tigung der bisherigen Entwicklung beim Struktur- 
wandel in der Landwirtschaft ist jedoch anzuneh- 
men, daß in der Zukunft maximal rd. 4500 landwirt- 
schaftliche Unternehmer jährlich von der Möglich- 
keit Gebrauch machen werden, sich nachzuver- 
sichern. Für die Zeit von 1956 bis 1970 müßte ein 


landwirtschaftlicher Unternehmer rd. 18 000 DM an 
Beiträgen aufbringen; die Hälfte — 9000 DM - — 
trägt der Bund. 

Erfahrungsgemäß dauert es mindestens zwei Jahre, 
bis eine derartige Maßnahme von der vollen Zahl 
der Antragsberechtigten genutzt wird. Für den Fall, 
daß der Gesetzentwurf 1970 noch rechtskräftig wird, 
werden sich in diesem Jahr nur etwa 500 Personen 
nachversichern lassen. Die Kosten für den Bund be- 
laufen sich auf rd. 4,5 Millionen DM. Für 1971 wird 
angenommen, daß etwa 2000 Personen von der 
Nachversicherung Gebrauch machen werden. Die 
Kosten für den Bund werden sich auf rd. 18 Mil- 
lionen DM stellen. Ab 1972 kann mit Kosten für den 
Bund in Höhe von jährlich 42 Millionen DM ge- 
rechnet werden. 
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